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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Für die 90 Sitze im Tessiner Grossen Rat kandidierten 645 Personen auf 13 Listen. Es
gab eine Wahlrechtsreform mit drei Neuerungen: Die wichtigste war die Einführung
der Wahl ohne Angabe einer Liste, die Wählerinnen und Wähler mussten also nicht
mehr zwingend eine Parteiliste auswählen, sondern konnten auch ausschliesslich
Stimmen für Kandidaten abgeben. Gleichzeitig wurden die Listenverbindungen
abgeschafft. Eine weitere Neuerung war, dass die Kandidatinnen und Kandidaten ihren
Strafregisterauszug veröffentlichen mussten. Bei den Wahlen im April verlor die
politische Mitte: Die traditionell sehr starke FDP (27 Sitze) musste 3 Sitze abgeben und
lag damit bei einem Wähleranteil von unter 30% (29,3%), blieb aber stärkste Partei. Die
CVP (21) verlor ebenfalls 3 Sitze. Grosse Gewinnerin war die Lega (15 Sitze), die um 4
Sitze zulegte und damit überraschend zu ihrer alten Stärke zurückfand. Ebenfalls
zulegen konnte die SP (18 Sitze), die 2 Sitze gewann und 19% Wähleranteil erreichte. Die
Grünen (4 Sitze) gewannen zwei Sitze, blieben aber bei einem insgesamt bescheidenen
Wähleranteil von 4,1%. Das links-grüne Lager konnte aber mit seinen Sitzgewinnen
gesamthaft doch etwas an Gewicht zulegen. Durch die gleichzeitigen Gewinne der Lega
wurden beide Pole gestärkt. Enttäuschend war das Ergebnis für die SVP, die nur fünf
Sitze erreichen konnte (-1). Der traditionell sehr tiefe Frauenanteil im Tessiner
Parlament stagnierte bei 11,1%. Dies ist unter anderem dadurch begründet, dass viele
der vor den Wahlen im Parlament vertretenen Frauen auf das Ende der Legislatur hin
zurückgetreten waren. 1

WAHLEN
DATUM: 01.04.2007
SABINE HOHL

Im Kanton Aargau fanden die Parlamentswahlen zum letzten Mal nicht zum gleichen
Termin wie die Wahl der Regierung statt. Die Sitzverteilung wurde zum ersten Mal nach
dem ‚Doppelten Pukelsheim‘-Verfahren berechnet. Das bisherige Verteilungssystem
war zuvor vom Bundesgericht für verfassungswidrig erklärt worden: Da das Aargauer
Parlament auf die Legislaturperiode 2005-2009 hin von 200 auf 140 Sitze verkleinert
worden war, wurde in kleinen Bezirken anschliessend ein zu hoher Wähleranteil
benötigt, um den Sprung in den Rat zu schaffen. Es lohnte sich für die Wählerinnen und
Wähler nicht mehr, ihre Stimme einer kleinen Partei zu geben. Mit dem neuen
Verfahren werden die Sitze zunächst auf der kantonalen Ebene den Parteien gemäss
ihren Wähleranteilen zugeordnet (Oberverteilung). Anschliessend erfolgt die
Unterverteilung auf die einzelnen Bezirke. Restmandate und Listenverbindungen fallen
mit dem ‚doppelten Pukelsheim‘ weg. Für die 140 Sitze bewarben sich 305 Frauen und
634 Männer, die Anzahl Kandidaturen nahm im Vergleich zu 2005 (776) stark zu. Das
neue System der Sitzzuteilung begünstigte wie erwartet die kleineren Parteien: Die
Grünen konnten ihre Präsenz mit neu 13 Sitzen (+6) fast verdoppeln. Grünliberale (5
Sitze) und BDP (4 Sitze) zogen neu ins Parlament ein. SD und EDU, die 2005 ihre
Parlamentsvertretung verloren hatten, kehrten mit je zwei Sitzen in den Grossen Rat
zurück. Die EVP konnte vom ‚doppelten Pukelsheim‘ dagegen nicht profitieren und
verlor einen Sitz (neu 6 Sitze). Insgesamt sind nun 10 Parteien im Grossen Rat vertreten.
Alle grossen Parteien ausser die SVP (+1,8 Prozentpunkte, neu 32,1%) verloren an
Wähleranteilen. Bei der SP (-3,8 Prozentpunkte) waren die Verluste am grössten; sie
musste 8 Sitze abgeben (neu 22). Die FDP verlor 4 (neu 20), die CVP 5 Sitze (neu 21). Die
SVP holte 45 Sitze (-1). Stark rückläufig war der Frauenanteil, er ging von 36,4% um zehn
Prozentpunkte auf 26,4% zurück. Unter den 36 neu Gewählten waren nur 9 Frauen. Die
Wahlbeteiligung lag bei 31,7% . 2

WAHLEN
DATUM: 08.03.2009
SABINE HOHL

Aufgrund des bundesgerichtlichen Urteils zur Kantonsverfassung des Kantons Schwyz
entbrannte im Berichtsjahr in zahlreichen Kantonen eine virulente Diskussion um die
kantonalen Wahlverfahren. Die neue Schwyzer Kantonsverfassung sah ein
Mischverfahren zwischen Proporz und Majorz vor, welches vom Bundesgericht als nicht
bundesverfassungskonform beurteilt wurde, worauf das Parlament den Passus nicht
gewährleistete. Der Entscheid zu Schwyz brachte namentlich die Kantone Uri,
Nidwalden und Zug in die Bredouille, weil deren Proporzverfahren ebenfalls zu hohe
Quoren aufweisen; das Bundesgericht setzte 10% als Höchstgrenze für einen Sitzgewinn
an. Zudem geriet – weniger in der juristischen als in der politischen Diskussion – auch

WAHLEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN
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das reine Majorzverfahren zusehends in die Kritik. Dieses findet bisher noch in den
Kantonen Graubünden, Appenzell Innerrhoden und Appenzell Ausserrhoden
Anwendung (mit Ausnahme des Wahlkreises Herisau). Eine Proporzinitiative wurde im
Kanton Graubünden Anfang März abgelehnt – zum insgesamt achten Mal verwarf die
Bündner Stimmbevölkerung damit den Wechsel von Majorz zu Proporz. Nicht zur
Diskussion stand das Wahlrecht in den beiden Appenzell. Als möglicher Ausweg für die
gerügten Kantone wurde die Einführung des so genannten doppelten Pukelsheim
(Doppelproporz) diskutiert. Dieser war bereits 2013 in drei Kantonen (ZH, AG, SH)
eingeführt worden. Das Wahlverfahren nach Pukelsheim sieht vor, dass die
Wählerstimmen und Mandate in zwei Schritten verteilt werden, zuerst an die einzelnen
Parteien und Gruppierungen über den ganzen Kanton hinweg, und danach mittels
Zuteilung der Sitze in den einzelnen Wahlkreisen. Im Berichtjahr stimmte die
Bevölkerung des Kantons Nidwalden und des Kantons Zug diesem System an der Urne
überraschend deutlich zu. Im Kanton Freiburg liebäugelte die Regierung mit dem
doppelten Pukelsheim und gab einen entsprechenden Vorschlag in die
Vernehmlassung. Im Kanton Schwyz wird die Bevölkerung voraussichtlich 2015 zwischen
Majorz und Pukelsheim wählen können. Auf Ablehnung in den Parlamenten stiess das
Doppeltproporzverfahren nach Pukelsheim bisher in den Kantonen Bern, Luzern,
Solothurn und  St. Gallen. Im Kanton Thurgau hatte die Stimmbevölkerung die
Einführung des Verfahrens an der Urne 2011 abgelehnt. In diesen fünf Kantonen werden
die Parlamente wie in den meisten übrigen Kantonen (Uri, Obwalden, Glarus, Basel-
Landschaft, Wallis, Neuenburg, Genf, Jura) nach dem auch auf nationaler Ebene zur
Anwendung kommenden Hagenbach-Bischoff-Verfahren bestellt. Spezialverfahren dazu
finden sich in den Kantonen Basel-Stadt (seit 2011 Sainte-Laguë; ein System, das ein
leicht anderes Rundungsverfahren als Hagenbach-Bischoff anwendet), Tessin (der
ganze Kanton ist hier ein Wahlkreis womit die Verteilung keine Rolle spielt) und Waadt
(Hare/Niemeyer-Verfahren, das mit Quoten statt mit Divisoren verfährt). Diskutiert
wurden neben dem Wahlverfahren auf kantonaler Ebene auch die Regelungen zu den
Listenverbindungen. Die Kantone mit doppeltem Pukelsheim (ZH, NW, ZG, SH, AG) und
die Majorzkantone (AR, AI, GR) kennen keine Listenverbindungen (mehr). In den
restlichen Kantonen werden Listenverbindungen entweder zugelassen (BE, LU, UR, OW,
GL, SO, SG, TG, VD, NE, GE), explizit verboten (FR, VS) oder sie wurden abgeschafft (BS).
In den Kantonen Schwyz, Basel-Landschaft, Tessin und Jura schliesslich, sind
Listenverbindungen nicht vorgesehen. 3

Le peuple neuchâtelois s'est prononcé sur le projet d’une circonscription unique pour
l’élection du Grand Conseil neuchâtelois en 2021, après que le Parlement cantonal a
donné son aval lors du second passage du projet en son sein. La réforme des
institutions proposée par le Conseil d’Etat est composée de deux volets. Premièrement,
les six districts actuels, devenus insignifiants, seront supprimés de la Constitution
cantonale, pour introduire une circonscription unique pour l’élection des députés.
Chacune des quatre régions, à savoir le Littoral, le Val-de-Travers, le Val-de-Ruz et les
Montagnes devront être représentées à hauteur de 50% de leur poids démographique.
Le second volet touche le système représentatif. Le nombre de députés passera de 115
à 100, le quorum électoral sera réduit de 10 à 3% et les apparentements ne seront plus
possibles. 
Les partisans de la réforme soulignent que le projet permettrait un gain de légitimité,
en raison du nombre réduit de députés et de leur élection par l’entier du canton. Le
canton pourrait faire des économies et une meilleure dynamique de travail au sein du
législatif cantonal serait possible. Concernant l’abaissement du quorum, ils soulignent
que les petits partis politiques auraient plus de chance de siéger au Grand Conseil.
Toujours selon eux, la réforme est nécessaire étant donné que les quorums au sein des
districts du Val-de-Travers et du Locle dépassent le seuil de 10% fixé par le Tribunal
fédéral. Pour les opposants, la circonscription unique avantagerait certains candidats
par rapport à d’autres, avec le risque que certaines catégories sociales ne soient plus
représentées au Parlement cantonal. Il y aurait également une perte de représentativité
des régions et les clivages régionaux pourraient s’exacerber. Au niveau des partis
politiques, les socialistes, le PLR, et les Vert'libéraux sont en faveur du projet,
contrairement à l'UDC, aux Verts et au POP, craignant surtout pour la représentativité
régionale. 
Le peuple a penché en faveur de la réforme, avec un taux d'acceptation à 58%.
Ultérieurement, d’autres questions devront être réglées, à savoir l’incompatibilité de
certaines fonctions avec celle de député, la présentation des candidats sur une seule
liste ou avoir une liste par parti et, finalement, l’allongement de la durée de la
législature de quatre à cinq ans, qui nécessitera une nouvelle votation populaire en
raison de la révision de la Constitution cantonale. 

WAHLEN
DATUM: 24.09.2017
DIANE PORCELLANA
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Votation cantonale du 24 septembre 2017

Participation: 40.9%
Oui: 30136 (58%)
Non: 21853 (42%)

Mots d'ordre: 
Oui: PLR, PS, Vert'libéraux
Non: UDC, POP, PDC, Verts 4

En parallèle du premier tour de l'élection au Conseil d'Etat, la population jurassienne
renouvelait son Parlement. Les 462 candidatures étaient réparties sur dix listes – PLR,
PS-JS, PDC, CS-POP et Gauche en mouvement, PEV, UDC, Vert.e.s et Jeunes Vert.e.s,
PCSI, «Avenir de Bonheur» et les Vert'libéraux (PVL). Trois nouvelles formations se sont
lancées – le PVL, le PEV et «Avenir de Bonheur». Pour la première fois, le CS-POP et
Gauche en mouvement ont proposé des candidatures dans le district des Franches-
Montagnes. Figuraient sur ces listes, 43 député.e.s sortant.e.s et 166 femmes. 
S'agissant des budgets de campagne, le PCSI et le PLR prévoyaient d'être les plus
dépensiers avec un budget de CHF 100'000, suivis par le PDC (CHF 65'000), le PS (CHF
62'000), l'UDC et le PVL (CHF 30'000), le CS-POP (CHF 18'000 à 20'000), les Verts (CHF
15'000), le PEV (CHF 4'000) et la formation «Avenir de Bonheur» avec moins de CHF
1'000. En pleine crise du Covid-19, les candidat.e.s n'ont pas pu rencontrer la
population lors des habituels rendez-vous populaires. Dans la presse locale, les
formations ont pu toutefois exprimer leurs positions sur différents thèmes tels que
l'investissement du canton pour le climat et l'environnement, la création d'un cercle
électoral unique, la dette cantonale, l'attractivité pour les habitants et les entreprises.
Les Verts ont pris particulièrement de court leurs concurrent.e.s en remettant à
l'agenda politique le projet clivant de géothermie profonde à Haute-Sorne. En écho à
l'actualité, les conséquences sociales et économiques liées à la crise sanitaire ont
également été abordées durant la campagne.

Avec un gain de 3 sièges, les Verts ont été les gagnants de l'élection, tout comme les
Vert'libéraux (+ 2 sièges par rapport à 2015) et le PS (+1). Avec 7 sièges, les Verts
pourront, dès lors, former un groupe parlementaire. Grâce à leurs 2 sièges, les
Vert'libéraux ont fait leur entrée au Parlement. Le PS est passé de 12 à 13 sièges. Le CS-
POP a, quant à lui, maintenu ses 2 sièges. Du côté des perdants, le PDC et le PCSI ont
perdu chacun 2 fauteuils; l'UDC et le PLR chacun 1 siège. Avec la nouvelle répartition, le
Parlement se compose ainsi de 15 PDC, 13 PS, 8 PLR, 7 UDC, 7 Verts, 6 PCSI, 2 CS-POP et
2 Vert'libéraux. Demeurant la première force politique du Parlement, le PDC trouverait
légitime d'avoir deux représentants au Conseil d'Etat. 5

WAHLEN
DATUM: 18.10.2020
DIANE PORCELLANA

Wahlen in kantonale Regierungen

Gesamterneuerungswahlen für die Regierung standen in den Kantonen Solothurn,
Wallis, Neuenburg und Genf gleichzeitig mit den Parlamentswahlen an. Zusätzlich zu
diesen vier Kantonen wählte die Stimmbevölkerung von Appenzell Innerrhoden eine
neue Exekutive. Insgesamt brachten die Wahlen einige Veränderungen, die vor allem
zulasten der FDP gingen. Einzig im Kanton Solothurn kam es zu keiner Sitzverschiebung:
die deutliche bürgerliche Mehrheit aus je zwei FDP- und CVP-Sitzen wurde gegenüber
einem SP-Mandat erfolgreich verteidigt. Die SVP scheiterte dabei erneut relativ deutlich
während die Grünen nur knapp nicht in die Regierung einzogen. In den restlichen vier
Kantonen kam es hingegen zu Verschiebungen. Wenig spektakulär waren diese im
Kanton Appenzell Innerrhoden, wo Carlo Schmid (cvp) nach 29 Jahren Kantonalpolitik
durch einen Unabhängigen ersetzt wurde. Kein Stein auf dem anderen blieb dagegen im
Kanton Neuenburg, der in der vergangenen Legislatur von mehreren politischen Krisen
durchgeschüttelt worden war. Die Neuenburgerinnen und Neuenburger wählten zwei
Bisherige ab, gewährten der SVP zum ersten Mal Einsitz in der Regierung, verschafften
der SP eine Regierungsmehrheit und versetzten der FDP eine veritable Schlappe: statt 3
FDP und 2 SP-Sitze wie bis anhin, setzt sich der Neuenburger Staatsrat neu aus drei SP,
einem FDP und einem SVP-Vertreter zusammen. Ein Rechtsrutsch war in der Regierung
des Kantons Genf zu verzeichnen: Mit Mauro Poggia konnte der MCG erstmals in den
Staatsrat einziehen. Die Linke verfügt hingegen nur noch über zwei Sitze – je einen für
die SP und für die GP, welche damit einen Sitzverlust hinnehmen musste. Auch in Genf

WAHLEN
DATUM: 01.01.2013
MARC BÜHLMANN
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wurden zwei Bisherige abgewählt. Neben der Grünen Michèle Künzler musste auch die
zweite Frau in der Regierung, Isabel Rochat (fdp), den Hut nehmen. Ihr Mandat eroberte
die CVP. Damit verfügt die Entente in Genf zwar immer noch über vier Sitze (je zwei CVP
und FDP), wird neu aber nicht mehr nur von links (1 SP, 1 GP), sondern auch von rechts (1
MCG) bedrängt. Einen Erfolg konnte die SVP auch im Kanton Wallis feiern, wo sie mit
Nationalrat Oskar Freysinger erstmals einen Regierungssitz erobern konnte. Freysinger
war verantwortlich dafür, dass die FDP auch im Wallis Federn lassen musste. Erstmals
seit einem Dreivierteljahrhundert ist der Freisinn im Kanton nicht mehr an der
Regierung beteiligt. 

Die Verschiebungen aufgrund der zahlreichen Ersatzwahlen 2013 mitberücksichtigend
präsentierte sich die Verteilung der total 156 kantonalen Regierungsratssitze per Ende
2013 wie folgt: Trotz der Niederlagen im Jahr 2013 ist die FDP nach wie vor die stärkste
Regierungskraft in den Kantonen. 26.9% der Exekutivsitze (42 Sitze) waren in
Freisinniger Hand (2012: 29.5%). Die CVP hatte Ende 2013 jeden vierten kantonalen
Regierungssitz (39 Sitze) inne. Die SP folgt mit 33 Mandaten auf Rang drei (21.2%). Mit 21
Sitzen nach wie vor etwas abgeschlagen stand die SVP (13,5% aller Sitze) da. Die Grünen
mussten sich neu noch mit acht Regierungsmandaten begnügen, während sich sechs
weitere Parteien total 13 Sitze teilten (BDP: 4 Sitze, Parteilose: 3 Sitze, Lega: 2 Sitze, AL,
CSP, LP und MCG je 1 Sitz). Nach wie vor nicht an kantonalen Regierungen beteiligt ist
die GLP. 

Im Vergleich zu Ende 2012 haben die Frauen einen Regierungssitz verloren. 35 der
schweizweit 156 Regierungssitze waren Ende 2013 in Frauenhand (22,4%). In 19
Kantonen sitzt wenigstens eine Frau in der Exekutive und sechs Kantone kennen zwei
Regierungsrätinnen. Einzig im Kanton Waadt regiert eine Frauenmehrheit (4 Mandate).
Während bei der SP 42,4% der sozialdemokratischen Regierungsmandate von Frauen
besetzt werden und bei den Grünen immerhin noch ein gutes Drittel des
Regierungspersonals weiblich ist (37,5%), sitzen die FDP-Frauen nur auf gut jedem
vierten freisinnigen Regierungssessel (26,2%). Bei der SVP werden gar nur zwei der 21
SVP-Regierungssitze von Frauen gehalten (9,5%). Noch schlechter schneidet die CVP
ab, bei der 5,1% ihrer 39 Regierungsmandate weiblich besetzt sind. 

In einigen Kantonen wurden im Berichtjahr Reformen der politischen Rechte
vorgenommen, welche die Bestellung der kantonalen Exekutiven beeinflussen. Im
Kanton Zug hiessen die Stimmberechtigten mit einem Ja-Anteil von 62.8% die Initiative
„Ja zur Personenwahl“ gut. Ab sofort wird die Regierung im Kanton Zug damit also nicht
mehr mittels Proporz- sondern mittels Majorzwahlsystem bestimmt. Bereits zum
dritten Mal wurde im Kanton Zug über eine entsprechende Änderung abgestimmt, für
die sich vor allem die CVP, die FDP und die GLP einsetzten, während sich die kleineren
Parteien, aber auch die SP, die SVP und die GP, gegen die Einführung von Majorzwahlen
aussprachen. Die Gegner kritisierten, dass sich die CVP und die FDP ihren
Machtanspruch sichern wollten. Hauptargumente der Befürworter waren, dass
Vakanzen während der Legislatur Neuwahlen nach sich ziehen würden und nicht die
jeweilige Partei selber durch Nachrücker über die Nachfolge entscheiden solle.
Majorzwahlen seien dagegen Persönlichkeitswahlen, bei denen der Zufall keine Rolle
spiele. Auch das Kantonsparlament und die Regierung hatten die Vorlage zur Annahme
empfohlen. Mit einer Stimmbeteiligung von 44% wurde damit eine 119jährige Tradition
und Zuger Spezialität abgeschafft. Mit dem Zuger Entscheid bleibt das Tessin der
einzige Kanton, der seine Regierung noch nach dem Proporzwahlsystem bestimmt, was
– wie das Berichtjahr zeigt – auch sehr spezielle Folgen nach sich ziehen kann (siehe
unten). Im Kanton Appenzell Ausserrhoden wurde im Rahmen einer
Staatsleitungsreform eine Verkleinerung der Exekutive von sieben auf fünf Mitglieder,
die Einführung eines Vollamtes, eine Amtszeitbeschränkung auf 16 Jahre und die
Abschaffung der Volkswahl des Landammanns beschlossen. Der Kantonsrat beschloss
mit 32 zu 28 Stimmen knapp, „die Schatten der Landsgemeinde“ abzustreifen. 6

Im Vorfeld der Bestätigungswahlen 2020 der Mitglieder der Appenzell Innerrhodner
Standeskommission, der kantonalen Exekutive, kündigte die amtierende Frau
Statthalter Antonia Fässler (cvp) überraschend ihren Rücktritt an. Der Zeitpunkt des
Rücktrittes der amtierenden Vorsteherin des kantonalen Gesundheits- und
Sozialdepartementes löste einiges Unverständnis aus, kam er doch nur wenige Wochen
vor einem geplanten Entscheid der Standeskommission über die Zukunft eines
Neubauprojektes des Spitals Appenzell. Fässler selbst begündete ihren Entscheid mit
ihrem Alter und beruflichen Plänen. Für sie sei es an der Zeit, noch einmal etwas Neues
zu probieren. Als Kandidatin für Fässlers Nachfolge liess sich einzig die derzeitige

WAHLEN
DATUM: 23.08.2020
ELIA HEER
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Grossratspräsidentin Monika Rüegg Bless (cvp) aufstellen. Aufgrund der Coronavirus-
Pandemie konnten die Stimmberechtigten nicht wie geplant am 26. April 2020 an der
Landsgemeinde über die Kandidatur befinden. Die Wahl wurde auf den 23. August
verlegt und fand erstmals an der Urne statt. Für die restlichen Mitglieder der
Standeskommission wurden bis am 7. Juli keine Gegenvorschläge erhoben, womit sie
alle automatisch für ein weiteres Jahr im Amt bestätigt waren. Deshalb richteten sich
am 23. August alle Augen im Kanton auf Rüegg Bless, welche schlussendlich 2759
Stimmen erhielt und das absolute Mehr von 1463 Stimmen deutlich übertraf. Rüegg
Bless zieht damit als 120. Person in die Standeskommission ein – als erst dritte Frau und
als erstes Mitglied, welches per Urnenwahl gewählt wurde. 7

En mars 2020 lors de l'élection complémentaire, la socialiste Rosalie Beuret Siess
privait le PDC de son second siège à l'exécutif jurassien. Pour le reconquérir à
l'élection générale à l'automne, le parti a présenté Stéphane Babey aux côtés du
ministre sortant Martial Courtet. Les autres conseillers d'Etat – David Eray (pcsi) et
Jacques Gerber (plr) – ont fait cavaliers seuls. Le PS a présenté Nathalie Barthoulot et
Rosalie Beuret Siess. D'autres partis convoitaient l'un des cinq sièges au gouvernement
cantonal: l'UDC avec Brigitte Favre et Didier Spies, les Verts avec Céline Robert-
Charrue Linder et Vincent Schmitt, les Vert'libéraux avec Emilie Moreau et Alain Beuret,
le CS-POP et Gauche en mouvement avec Francisco Pires. Sur les 13 candidat.e.s,
quatre provenaient du district de Porrentruy, quatre des Franches-Montagnes et cinq
du district de Delémont. En pleine crise sanitaire liée au Covid-19, les candidat.e.s ont
dû trouver des alternatives aux traditionnelles manifestations pour rencontrer et
convaincre l'électorat. Le PS comptait profiter de la mise en évidence par la crise de
plusieurs de ses thèmes centraux (assurances sociales, solidarité, etc.) pour assurer ses
deux sièges au gouvernement. Tant la récente section cantonale des Vert'libéraux, que
les Verts espéraient percer dans le Jura après la vague verte lors des dernières
élections fédérales.
Avec une participation de 47.5 pourcent au premier tour, personne n'a atteint la
majorité absolue. Martial Courtet est arrivé en tête avec 11'416 voix, suivi par par
Nathalie Barthoulot (11'401 voix), Rosalie Beuret Siess (11'135), Jacques Gerber (11'008),
Stéphane Babey (7'721), David Eray (6'987), Céline Robert-Charrue Linder (3'662),
Vincent Schmitt (3'152), Didier Spies (2'898), Brigitte Favre (2'711), Emilie Moreau (2'705),
Francisco Pires (2'232) et Alain Beuret (1'977). 

Critiqué pour sa gestion de dossiers et devancé par le PDC Stéphane Babey, David Eray
a insisté, entre les deux tours, sur l'appartenance régionale pour essayer de sauver son
siège – comme le district des Franches-Montagnes risquait de ne plus être représenté
au gouvernement. Le PS et les Verts ont mutuellement soutenu leurs candidates pour le
second tour –  les deux conseillères d'Etat socialistes et la verte Céline Robert-Charrue
Linder. Au vu du score de Stéphane Babey au premier tour et du nombre de sièges
obtenus au Parlement cantonal, le PDC a maintenu le double ticket; pour le PLR,
Jacques Gerber restait en course. Lors du deuxième tour, c'est l'ensemble du collège
sortant qui a été réélu avec une participation de 45.7%. Jacques Gerber a devancé de
10 voix Martial Courtet qui a récolté 12'805 suffrages, viennent-ensuite les socialistes
Nathalie Barthoulot (11'851voix) et Rosalie Beuret Siess (11'647). David Eray pourra
briguer un mandat supplémentaire avec ses 10'413 suffrages. Le PDC n'a donc pas
réussi à récupérer le siège autrefois occupé par Charles Juillard, les 9'584 voix de
Stéphane Babey n'ayant pas suffi. Céline Robert-Charrue Linder a, quant à elle,
enregistré un score de 6'076 voix. 8

WAHLEN
DATUM: 08.11.2020
DIANE PORCELLANA

Kommunale Wahlen

Sur les cinq membres du Conseil administratif de la ville de Genève, seul le socialiste
Sami Kanaan se représentait pour un mandat supplémentaire lors de l'élection
communale. Outre sa candidature, 7 intéressées et 8 intéressés étaient en lice, répartis
sur dix listes – «Verts-socialistes», PLR Ville de Genève, Ensemble à gauche, PDC, Parti
du travail, UDC Genève, MCG, Vert’libéraux, PPGE et «Egalité et Equité». Pour la
succession de Sandrine Salerno, le PS a présenté Christina Kitsos. Les Verts
n'entendaient pas seulement défendre le siège d'Esther Alder, mais aussi renforcer leur
présence dans l'exécutif. Espérant profiter de la poussée écologiste lors des élections
fédérales, ils ont nommé Frédérique Perler et Alfonso Gomez. Les deux partis de
gauche ont conjointement milité notamment pour «une transition écologique forte en
ville et le maintien de prestations de qualité pour la population». Les Vert'libéraux
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misaient également sur leur succès au niveau national pour faire leur entrée au Conseil
administratif, avec Susanne Amsler. Tout à gauche, Maria Perez (pdt) et Pierre Bayenet
(EàG) convoitaient la place de Rémy Pagani (EàG). En conflit, les anciens alliés
d'Ensemble à gauche ont fait listes distinctes. Au centre, le PDC a lancé Marie Barbey-
Chappuis et Alia Chaker Mangeat. L’ancien conseiller d’Etat PDC Luc Barthassat
concourait pour le MCG, aux côté de Daniel Sormanni. Le fauteuil de Guillaume
Barazzone (pdc) suscitait aussi l'intérêt de Simon Brandt (plr). Contrairement à
l’élection de 2015, le PDC et le PLR n’ont pas fait liste commune. Souhaité par le PLR, le
PDC a refusé, faute de programme commun, de s’allier au MCG et à l’UDC pour contrer
la gauche. L’UDC a proposé un double ticket porté par Christo Ivanov et Pascal
Altenbach. Le fondateur du Parti populaire genevois (PPGE), Pascal Spuhler briguait
aussi un fauteuil;  tout comme Sanja Duvnjak (sans parti), dont le nom paraissait sur la
liste «Egalité et Equité». 
Durant la campagne, différents sujets ont été abordés comme par exemple l'armement
de la police municipale et les mesures pour lutter contre le réchauffement climatique.
Deux candidats ont particulièrement fait parler d’eux dans la presse: Simon Brandt avec
sa mise en prévention pour double violation du secret de fonction et Pierre Bayenet
concernant son lieu de domicile et ses contrats de bail en ville de Genève.

Lors du premier tour, avec une participation de 32.4%, personne n'a atteint la majorité
absolue fixée à 19'736 voix. Est arrivé en tête le sortant Sami Kanaan (18'238 suffrages),
suivi par ses colistières et colistiers Christina Kitsos (16'798), Frédérique Perler (15'140)
et Alfonso Gomez (14'304). Simon Brandt (10'932) s'est placé en cinquième position.
Viennent ensuite Marie Barbey-Chappuis (10'407), Susanne Amsler (9'746), Maria Perez
(9'492), Pierre Bayenet (9'328), Alia Chaker Mangeat (7'546), Luc Barthassat (7'317),
Daniel Sormanni (6'915), Christo Ivanov (6’565), Pascal Altenbach (5'927), Sanja Duvnjak
(2'387) et enfin Pascal Spuhler (2'150). 

Le second tour a été maintenu, malgré la crise sanitaire due au Covid-19 et les
restrictions de rassemblement. La campagne s'est alors déroulée principalement sur
internet et via les médias traditionnels. Les Vert’libéraux ont décidé d’abandonner la
course. Alia Chaker Mangeat, Pascal Altenbach, Pascal Spuhler n’étaient également plus
en lice. Avec une participation de 27.9%, l’ensemble des membres de la liste Verts-
socialistes ont été élus. Sami Kanaan a récolté 18'054 suffrages, Christina Kitsos 17'438,
Frédérique Perler 15'872 et Alfonso Gomez 14'694. Le fauteuil de Rémy Pagani passe
donc en mains vertes et Marie Barbey-Chappuis assure le siège PDC. S'agissant des
autres, Simon Brandt a obtenu un score de 11'725 voix, Maria Perez 10'397, Pierre
Bayenet 8'802, Luc Barthassat 7'723, Christo Ivanov 7'335, Daniel Sormanni 7'121 et
Sanja Duvnjak 2'827. 

Le Conseil municipal a également été renouvelé lors du premier tour. 279 personnes
briguaient l'un des 80 sièges. Dix listes ont été déposées: Socialistes, PLR Ville de
Genève, Ensemble à gauche, PDC, Les Vert.e.s, UDC, Parti du Travail, Vert’libéraux-
alliés, MCG et PPGE. Les Verts, avec un gain de 10 sièges par rapport à 2015, deviennent
la seconde force au législatif communal (18 sièges; 19.8% des suffrages), derrière les
socialistes (19; 21.3%). L'UDC figure aussi parmi les gagnants, avec un septième
représentant (8.7%). Le MCG perd 4 sièges (7 ;7.7%); le PDC 3 sièges (8 ; 8.7%) comme
Ensemble à gauche (7; 7.8%); et le PLR son quinzième fauteuil (16%). 9

Eidgenössische Wahlen

La tendance aux apparentements de listes s'est renforcée, exprimant ainsi la
polarisation. Ce sont plus particulièrement les partis d'extrême-droite et d'extrême-
gauche qui ont resserré leurs liens. Il en a été ainsi partout pour l'Action nationale et les
républicains et, à une exception près, pour le PdT et les Organisations progressistes
(POCH) respectivement le Parti socialiste autonome (PSA). Outre Genève et Vaud, une
alliance entre PS et POP (PdT) vit le jour à Neuchâtel également. Dans le camp des partis
bourgeois, on a noté de nouvelles alliances dans les deux Bâle. En revanche, la coalition
bourgeoise a éclaté à Genève, en raison surtout des rivalités concernant le siège
bourgeois au Conseil des Etats. Au centre, l'Alliance des indépendants, en perte de
vitesse, a cherché un soutien accru auprès de petits groupes en s'associant surtout au
Parti évangélique populaire. Le Jura a connu une nouvelle fois des coalitions
inhabituelles: dans le Jura-Sud, tous les groupes séparatistes constituèrent une liste
commune qui s'apparenta au bloc de la majorité des petits partis de gauche du canton
de Berne. Dans le nouveau canton du Jura, les socialistes et les chrétiens-sociaux
présentèrent également une liste commune. 10
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Niederlage bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011 wurde in der SVP auch auf
den Alleingang zurückgeführt. In den meisten Kantonen trat die SVP an, ohne ihre Listen
mit anderen Parteien zu verbinden. Dies wurde im Nachhinein als Fehler beurteilt.
Parteipräsident Toni Brunner (SG) äusserte in zahlreichen Interviews, dass man deshalb
die Annäherung an die FDP suche. Eine Strategiegruppe um Sebastian Frehner (BS) sah
die Lösung hingegen eher in einem Verbot von Listenverbindungen. Ein im nationalen
Parlament eingereichter entsprechender Vorstoss wurde dort noch nicht behandelt. 11
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1) CdT, 21.2.07; CdT, 9.3.07; Presse vom 3.4.07; CdT, 19.1.-28.3.07; BZ, 19.3.07.
2) NZZ, 2.3.09; AZ, 9.3.09; BaZ, 17.2.09
3) Bericht der Bundeskanzlei vom 21.8.13; Medienmitteilung BR vom 28.8.13; NZZ, 28.2., 12.3., 12.4., 29.8. und 24.9.13.
4) Résultats votation cantonale neuchâteloise sur la Réforme des institutions ; Exp, 28.1., 22.2., 3.3., 22.8., 24.8., 31.8.,
25.9.17
5) Listes déposées; QJ, 4.5., 12.5., 26.6., 15.7., 25.8.20; LT, 4.9.20; QJ, 9.9., 11.9., 28.9.20; LT, 7.10., 20.10.20
6) AR: SGT, 3.6.13, NZZ, 11.6.13; ZG: NZZ, 4.6. und 10.6.13
7) SGT, 9.1.20; APZ, AVF, 7.3.20; AVF, 3.6.20; AVF, 9.7.20; APZ, 15.7.20; AVF, 23.7., 14.8.20; APZ, AVF, 22.8.20; APZ, AVF,
24.8.20
8) QJ, 7.7.20; QJ, 9.9.20; QJ, 11.9.20; QJ, 12.9., 14.9., 15.9.20; QJ, 16.9.20; QJ, 17.9., 18.9., 19.9., 21.9., 22.9., 23.9.20; QJ,
24.9.20; QJ, 28.9., 3.10.20; LT, 12.10.20; LT, Lib, 19.10.20; LT, NZZ, 9.11.20
9) Résultats 1er tour élection exécutif communal du 15.3.20; Résultats 2nd tour élection exécutif communal du 5.4.20;
Résultats élection conseil municipal du 15.3.20; TG, 30.12.19, 29.1.20; LT, 3.2.20; LT, TG, 4.2.20; LT, TG, 5.2.20; LT, 7.2., 8.2.,
19.2.20; TG, 21.2.20; LT, 22.2., 26.2., 27.2., 11.3.20; LT, NZZ, 12.3.20; LT, 16.3.20; TG, 9.4.20
10) TLM, 13.5.79, 5.9.79; TA, 29.5.79; JdG, 1.9.79, 11.9.79; BaZ, 25.9.79, 1.10.79, 19.10.79; 24 Heures, 8.10.79, 16.10.79; NZZ,
9.10.79.
11) BZ, 26.1.12; Presse vom 12.3.12; NLZ, 17.4.12.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 7


